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50. Vortrags- und Diskussionsveranstaltung 

„Aktuelle Rechtsprechung zur Mitunternehmerbesteuerung“ 

Bericht: Mia Link | Fotos: Töpperl-Hönsch/Dümpelmann 

Am 7. September 2026 fand die 50. Vortrags- 

und Diskussionsveranstaltung der Düssel-

dorfer Vereinigung für Steuerrecht e.V. im 

Haus der Universität statt. Die Referenten 

Herr Dr. Christian Graw, Richter am Bundes-

finanzhof, und Herr Prof. Dr. Ulrich Prinz, 

Steuerberater und Wirtschaftsprüfer bei 

YPOG und Honorarprofessor an der HHU, 

widmeten sich der aktuellen Rechtsprechung 

zur Mitunternehmerbesteuerung.  

Anlässlich des Jubiläums der 50. Vortrags- 

und Diskussionsveranstaltung der DVSt begann der Abend mit einem Rückblick auf vergangene 

Veranstaltungen durch Herrn Prof. Prinz. Dabei hob Prof. Prinz insbesondere die Rolle der DVSt 

als Plattform für „Steuerprominenz“, junge Talente und Lehrstuhlinhaber sowie als Plattform 

für „Out-of-the-Box“-Formate hervor. Zugleich betonte er in seinem Rückblick die besondere 

Stärke der Vereinigung, steuerrechtliche Fragestellungen aus unterschiedlichen Perspektiven 

zu beleuchten und zur Diskussion zu stellen.  

Auf diesen Rückblick folgte der fachliche Teil des Abends. Herr Dr. Graw stellte gemeinsam mit 

Herrn Prof. Prinz die aktuelle Rechtsprechung zur Mitunternehmerbesteuerung bei doppelstö-

ckigen und mehrstöckigen Personengesellschaften 

zur Diskussion. Themenschwerpunkte waren insbe-

sondere Veräußerungsgewinne nach § 7 Satz 2 

GewStG, die Bildung von Ergänzungsbilanzen sowie 

die Zuordnung von Sonderbetriebsvermögen.  

Einen ersten Schwerpunkt bildeten die Entscheidun-

gen des BFH vom 8. Mai 2025 zur Besteuerung von 

Veräußerungsgewinnen bei mehrstöckigen 

Personengesellschaften. Der BFH qualifiziert die 

Veräußerung eines Anteils an der Ober-
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Personengesellschaft als einheitlichen Veräußerungsvorgang auf Ebene der Obergesellschaft. 

Eine Aufteilung des Veräußerungsgewinns auf die stillen Reserven der Ober- und 

Untergesellschaft erfolgt nicht. Ebenso scheidet eine Kürzung nach § 9 Nr. 2 GewStG insoweit 

aus, als der Veräußerungsgewinn auf stille Reserven der Unter-Personengesellschaft entfällt.  

Der BFH lehnte damit eine gewerbesteuerliche „Durchsto-

ckung“ des Veräußerungsgewinns ab. Weder der Wortlaut 

des § 7 Satz 2 GewStG noch die Systematik rechtfertigten 

einen entsprechenden Durchgriff auf die Untergesell-

schaft. Auch der Transparenzgedanke führe zu keinem 

anderen Ergebnis. Die Spiegelbildmethode bewirke viel-

mehr, dass die stillen Reserven der Untergesellschaft 

zugleich auf Ebene der Obergesellschaft verhaftet seien 

und dort im Realisationsfall von § 7 Satz 2 Nr. 2 GewStG 

erfasst werden könnten. Die Rechtsprechung schafft 

damit einerseits Planungssicherheit, kann andererseits 

aber zu einer Ausweitung der gewerbesteuerlichen 

Belastung führen. 

Einen weiteren aktuellen Rechtsprechungskomplex bildete die atypische Unterbeteiligung. 

Nach dem BFH-Urteil vom 21. November 2024 entsteht durch eine atypische Unterbeteiligung 

an einem Mitunternehmeranteil eine weitere Mitunternehmerschaft und damit eine zumin-

dest doppelstöckige Struktur. Veräußert der Hauptbeteiligte seinen Anteil an der Hauptgesell-

schaft, unterliegt der Veräußerungsgewinn der Regelung des § 7 Satz 2 Nr. 2 GewStG. Dies gilt 

sowohl für den auf den Unterbeteiligten entfallenden als auch für den unbelasteten Teil des 

Mitunternehmeranteils. Der Umstand, dass die Unterbeteiligungsgesellschaft lediglich eine 

Innengesellschaft ohne Gesellschaftsvermögen ist, steht dem nicht entgegen.  

Im zweiten Themenblock wandten sich die Referenten der Bildung von Ergänzungsbilanzen bei 

doppelstöckigen Personengesellschaften zu. Diskutiert wurde insbesondere, ob beim Erwerb 

eines Anteils an einer Ober-Personengesellschaft Werte, 

die auf stille Reserven in Wirtschaftsgütern der 

Untergesellschaft entfallen, auf deren Ebene 

durchzustocken sind.  

Für eine Durchstockung spreche insbesondere die Funk-

tion der Ergänzungsbilanz als Korrekturbilanz zu den 

Bilanzansätzen in der jeweiligen Gesamthandsbilanz. 

Befinden sich die stillen Reserven in Wirtschaftsgütern der 

Untergesellschaft, sei eine entsprechende Abbildung auf 

dieser Ebene folgerichtig. Gerade im Vergleich zur zuvor 

behandelten Veräußerungsgewinnbesteuerung wurde 

deutlich, dass die Frage der Durchstockung nicht einheit-
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lich, sondern abhängig vom jeweiligen steuerlichen Regelungszusammenhang zu beantworten 

ist. 

Daran schloss sich als dritter Themenpunkt die Behandlung des Sonderbetriebsvermögens an. 

Im Fokus stand die Frage, auf welcher Ebene Darlehensverbindlichkeiten und Finanzierungs-

aufwendungen aus dem Erwerb eines Anteils an einer Ober-Personengesellschaft als negatives 

Sonderbetriebsvermögen II auszuweisen sind. Die Frage besitzt insbesondere für den 

Gewerbeertrag, die Zinsschranke und § 4 Abs. 4a EStG Bedeutung.  

Auch hier wurden unterschiedliche Auffassungen gegenübergestellt. Während eine Ansicht die 

Darlehensverbindlichkeit ausschließlich dem negativen Sonderbetriebsvermögen II bei der 

Obergesellschaft zuordnet, befürwortet die Gegenauffassung eine anteilige Durchstockung auf 

Ober- und Untergesellschaft. Für eine ausschließliche Zuordnung zur Ober-Personengesell-

schaft wurde im Vortrag insbesondere angeführt, dass das Darlehen unmittelbar der Finanzie-

rung des Erwerbs des Anteils an dieser Gesellschaft dient. Zudem sei die Sonderbilanz, anders 

als die Ergänzungsbilanz, keine Korrekturbilanz zur Gesamthandsbilanz.  

Abgerundet wurde der fachliche Teil durch einen Blick auf weitere aktuelle Verfahren, die 

unter anderem offene Fragen zur Zinsschranke bei mehrstöckigen Personengesellschaften und 

zur Bestimmung des maßgeblichen Gewinns nach § 4 Abs. 4a EStG betreffen. 

Der Vortrag bot vielfältigen Anlass für rege Diskussionen zwischen Referenten und Teilneh-

mern. Gerade die unterschiedlichen Auffassungen zu den noch offenen Fragen der Mitunter-

nehmerbesteuerung zeigten einmal mehr die Stärke des Veranstaltungsformats der DVSt: 

aktuelle steuerrechtliche Entwicklungen aus Sicht von Rechtsprechung, Wissenschaft und 

Praxis zu beleuchten und die verschiedenen Perspektiven miteinander ins Gespräch zu 

bringen. Nach dem fachlichen Teil der Veranstaltung konnte anlässlich des Veranstaltungs-

Jubiläums noch gemeinsam angestoßen und bei einem Buffet der fachliche und persönliche 

Austausch fortgesetzt werden. 

Die Präsentation zum Vortrag kann auf der Homepage der DVSt e.V. 

(https://www.jura.hhu.de/lehrstuehle-und-institute/professuren-und-lehrstuehle-im-

oeffentlichen-recht/lehrstuhl-fuer-oeffentliches-recht-und-steuerrecht/duesseldorfer-

vereinigung-fuer-steuerrecht-ev) heruntergeladen werden. Besuchen Sie gerne die 

https://www.jura.hhu.de/lehrstuehle-und-institute/professuren-und-lehrstuehle-im-oeffentlichen-recht/lehrstuhl-fuer-oeffentliches-recht-und-steuerrecht/duesseldorfer-vereinigung-fuer-steuerrecht-ev
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Homepage und folgen Sie der DVSt auf LinkedIn (https://www.linkedin.com/company/dvst/), 

um über aktuelle Aktivitäten und Veranstaltungen informiert zu bleiben. Gerne können Sie die 

DVSt e.V. per E-Mail (dvst@hhu.de) kontaktieren, wenn Sie Mitglied werden möchten. 
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